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§ 2  ,
(1) Abweichend von § 1 ist das Versandverfahren nicht anzuwen­

den, wenn Waren im Rahmen eines Verfahrens der vorübergehenden 
Verwendung oder eines Veredelungsverkehrs befördert werden.

(2) Die den freien Warenverkehr betreffenden Vorschriften sind auf 
Waren, die im Rahmen eines internationalen Verfahrens der vorüber­
gehenden Verwendung befördert werden, nur dann anzuwenden, 
wenn als Nachweis für den Gemeinschaftscharakter dieser Waren das 
in § 1 Absatz 5 vorgesehene Papier vorgelegt wird. Unter bestimmten 
noch festzulegenden Voraussetzungen können diese Waren jedoch 
ohne Vorlage eines solchen Papiers als Gemeinschaftswaren angese­
hen werden.

§3

(1) Abweichend von § 1 ist das Versandverfahren nicht anzuwen- 
den auf die Warenbeförderung im Verfahren des internationalen 
Warentransports mit Carnet TIR (TIR-Übereinkommen) oder im 
Schiffsverkehr auf Grund des Rheinmanifestes (Artikel 9 der revidier­
ten Rheinschiffahrtsakte), sofern eine solche Beförderung außerhalb 
der Gemeinschaft oder der DDR begonnen hat oder enden soll.

(2) In der Rheinschiffahrt können Waren vorübergehend selbst 
dann auf Grund des Rheinmanifestes befördert werden, wenn die 
Beförderung innerhalb der Gemeinschaft begonnen hat und enden 
soll.

(3) Die den freien Warenverkehr betreffenden Vorschriften sind auf 
Waren, die in einem Verfahren nach dem Absatz 1 befördert werden, 
nur dann anzuwenden, wenn neben dem für das betreffende Verfah­
ren erforderlichen Papier das in § 1 Absatz 5 vorgesehene Papier als 
Nachweis für den Gemeinschaftscharakter dieser Waren vorgelegt 
wird. Dieses Papier ist mit einem Hinweis auf das betreffende 
Verfahren und das dabei verwendete Papier zu versehen.

§4

Besteht zwischen der DDR, der Gemeinschaft und einem Drittland 
kein Abkommen, auf Grund dessen Waren, die zwischen einem Ort in 
der DDR und einem in der Gemeinschaft gelegenen Ort befördert 
werden, durch dieses Drittland im Versandverfahren durchgeführt 
werden können, so gilt folgende Regelung:

a) Das Versandverfahren wird nur angewendet, wenn die Waren­
beförderung durch dieses Drittland auf Grund eines einzigen in 
der DDR oder einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft ausgestell­
ten Beförderungspapiers durchge/ührt wird; für die Dauer der 
Durchfuhr durch dieses Drittland wird das Versandverfahren 
ausgesetzt.

b) § 3 Absätze 1 und 2 werden angewendet auf Waren, die durch 
dieses Drittland durchgeführt werden, selbst wenn die Beförde­
rung innerhalb der Gemeinschaft oder der DDR begonnen hat 
oder enden soll.

§5

Dürfen in den in dieser Verordnung vorgesehenen Fällen die den 
freien Warenverkehr betreffenden Vorschriften nur angewandt wer­
den, wenn als Nachweis für den Gemeinschaftscharakter der betref­
fenden Waren das in § 1 Absatz 5 vorgesehene Papier vorgelegt wird, 
so kann der Beteiligte bei Vorliegen eines triftigen Grundes dieses 
Papier von den zuständigen Behörden des Abgangsstaates nachträg­
lich erhalten.

§6

Die Ein-, Aus- und Durchfuhrverbote oder -beschränkungen der 
DDR einerseits sowie der Gemeinschaft, soweit diese mit den drei 
Verträgen zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften verein­
bar sind, andererseits, sind anwendbar.

§7

Im Sinne dieser Verordnung sind
a) der „Hauptverpflichtete“:

die Person, die selbst oder durch einen befugten Vertreter durch 
eine zollamtlich geprüfte Anmeldung die Abfertigung zum 
Versandverfahren beantragt und damit gegenüber den zuständi­
gen Behörden die Haftung für die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung dieses Verfahrens übernimmt.

b) „Beförderungsmittel“: insbesondere
— Straßenfahrzeuge, Anhänger, Sattelanhänger
— Eisenbahnwagen
— Wasserfahrzeuge
— Luftfahrzeuge
— Behälter im Sinne des Zollabkommens über Behälter

c) die „Abgangszollstelle“:
die Zollstelle, bei der das Versandverfahren beginnt.

d) die „Grenzübergangsstelle“:
— die Eingangszollstelle, die in einem Mitgliedstaat oder der 

DDR liegt, der nicht der Abgangsstaat ist,
— sowie die Ausgangszollstelle aus der Gemeinschaft oder 

der DDR, wenn im Verlauf eines Versandverfahrens die 
Sendung das Gebiet der Gemeinschaft oder der DDR über 
eine Grenze zwischen einem Mitgliedstaat oder der DDR 
und einem Drittland verläßt.

e) die „Bestimmungszollstelle“:
die Zollstelle, der die Waren zur Beendigung des Versandverfah­
rens zu gestellen sind.

f) die „Zollstelle der Bürgschaftsleistung“:
die Zollstelle, bei der eine Gesamtbürgschaft geleistet wird.

g) die „Binnengrenze“:
die gemeiosame Grenze zweier Mitgliedstaaten der Europäi­
schen Gemeinschaft.
Die Waren, die in einem Seehafen eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Gemeinschaft oder der DDR verladen und in 
einem Seehafen eines anderen Mitgliedstaates oder der DDR 
entladen werden, werden als Waren, die eine Binnengrenze 
überschreiten, betrachtet, sofern die Verschiffung mit einem 
einzigen Beförderungspapier erfolgt.
Die Waren, die aus Drittländern auf dem Seeweg eintreffen und 
in einem Seehafen eines Mitgliedstaates oder der DDR umgela­
den werden, um in einem Seehafen eines anderen Mitgliedstaa­
tes oder der DDR entladen zu werden, gelten nicht als Waren, 
die eine Binnengrenze überschreiten.

Abschnitt II 
Externes Versandverfahren

§ 8

(1) Sollen Waren im externen Versandverfahren befördert werden, 
so sind sie nach Maßgabe dieser Verordnung mit einer Versandan­
meldung TI zum Versand anzumelden. Die Versandanmeldung TI ist 
die Anmeldung von Waren mit einem Vordruck nach dem Muster des 
Vordrucks gemäß der Verordnung zur Festlegung des Musters des im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr zu verwendenden Anmelde­
vordrucks.

(2) Der in Absatz 1 genannte Vordruck TI kann gegebenenfalls 
durch einen oder mehrere Ergänzungsvordrucke TI bis nach dem 
Muster des gemäß der Verordnung zur Festlegung des Musters des 
im grenzüberschreitenden Warenverkehr zu verwendenden Anmelde­
vordrucks erstellten Ergänzungsvordrucks ergänzt werden.

(3) Die Vordrucke TI und TI bis sind in einer von den zuständigen 
Behörden des Abgangsstaates zugelassenen Amtssprache zu drucken 
und auszufüllen. Soweit erforderlich, können die zuständigen Behör­
den eines durch das Versandverfahren berührten Staates die Überset­
zung in die Amtssprache oder in eine der Amtssprachen dieses 
Staates verlangen.


